Anlage 2

Wasserversorgung: Aussagen der Monopolkommission und kartellrechtliche Überprüfung der Wasserpreise

Umsetzung von Beschlussziffer 4 zu TOP 30 der 76. UMK 

1 Anlage
Bericht der LAWA an die UMK

Die Umweltministerkonferenz hat in ihrer 76. Sitzung am 27.05.2011 in Wernigerode das Positionspapier der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) „Wasserwirtschaftliche Grundsätze der Wasserversorgung und ihr Einfluss auf deren Kosten“ zur Kenntnis genommen und der Veröffentlichung auf der LAWA-Homepage zugestimmt. Sie hat außerdem die LAWA beauftragt, das Positionspapier der Arbeitsgemeinschaft der Länderkartellbehörden zur Stellungnahme zu übermitteln, mit der Arbeitsgemeinschaft zu erörtern und der nächsten Umweltministerkonferenz darüber zu berichten (Beschlussziffer 4 zu TOP 30). Auf Bitte des LAWA-Vorsitzes erfolgte keine Befassung auf der 77. UMK.
Als Initiator der Beschlussziffer 4 des o. g. UMK-Beschlusses hat BW auf Bitten des LAWA-Vorsitzes angeboten, den Kontakt zu dem Arbeitsausschuss "Versorgungswirtschaft" der Kartellbehörden des Bundes und der Länder (AAV) herzustellen. Der LAWA-Vorsitz hat das Positionspapier der LAWA „Wasserwirtschaftliche Grundsätze der Wasserversorgung und ihr Einfluss auf deren Kosten“ und die Thematik der kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht als ein notwendiges und unverzichtbares Instrument zur Überprüfung der Trinkwasserpreise mit dem Vertreter des Landes BW im AAV erörtert und diesen gebeten, das Positionspapier der LAWA dem AAV vorzustellen und in diesem zu diskutieren.  

Der AAV hat in seiner Sitzung am 13./14.10.2011 in München das Thema erörtert und einen Beschluss gefasst. Die Energiekartellbehörde Baden-Württemberg hat der LAWA am 29.11.2011 die Stellungnahme des AAV zum LAWA-Positionspapier gemäß diesem Beschluss mitgeteilt (vgl. Anlage 1).
Zwischen den Positionen der LAWA und des AAV betreffend der bei der Wasserpreisbildung und Überwachung zu berücksichtigenden Rahmenbedingungen besteht - auch unter Berücksichtigung der von den Ländern Hessen und Niedersachsen in der 76. UMK zu TOP 30 abgegebenen Protokollerklärung - kein Dissens. Eine weitergehende Erörterung in der Sache ist deshalb zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht geboten.
